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FÜRACKER UND NACHTIGALL: NEIN ZUR GEWALT  
GEGEN BESCHÄFTIGTE IM ÖFFENTLICHEN DIENST 

Finanzminister und BBB stellen gemeinsames Gewaltschutzprogramm vor //  
Zukünftig besserer Schutz Betroffener durch neue Rechte 

 

„Unser neues Gewaltschutzprogramm steht! Wir sagen laut und deutlich NEIN zu jeg-

licher Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst“, verkündeten Finanz- und Hei-

matminister Albert Füracker und der Vorsitzende des Bayerischen Beamtenbund e.V. 

(BBB), Rainer Nachtigall, heute in München. Beide unterzeichneten eine Grundsatzer-

klärung als deutliches gemeinsames Signal gegen gewalttätige Übergriffe aller Art. 

 

„Wir schauen nicht tatenlos zu, wenn Gewalt gegen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

im öffentlichen Dienst verübt wird – wir handeln konsequent. Der Trend zu mehr Gewalt 

gegen Beschäftigte des öffentlichen Dienstes ist klar ersichtlich. Jeder Fall ist einer zu 

viel“, so der Finanzminister. „Das neue Gewaltschutzprogramm setzt als Paket auf al-

len Ebenen an: bei Prävention, Intervention und Nachsorge. Bedeutsam sind auch die 

rechtlichen Neuerungen. Wir bieten zum Beispiel betroffenen Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern an, für sie bestehende Schmerzensgeldansprüche vor Gericht einzuklagen 

und den Prozess zu übernehmen. Dies nimmt die belastende Erfahrung eines Gerichts-

prozesses gegen den Gewalttäter und verhilft ihnen einfacher zu ihrem Recht zu kom-

men. Wir stehen zu unseren Beschäftigten!“, betonte Füracker. 

 

Rainer Nachtigall: „Mit dem vorliegenden Konzept haben wir in unglaublich kurzer Zeit 

einen bedeutenden Schritt getan. Wir haben den Grundstein gelegt, den wir in Zukunft 

weiter ausbauen werden. Oberste Prämisse bleibt, es gar nicht erst zu gewalttätigen 

Vorfällen kommen zu lassen. Wo das nicht mehr möglich ist, geht es darum, die Be-

schäftigten zu wappnen. Jeder soll in der Lage sein, Grenzüberschreitungen bestmög-

lich und ohne Schaden zu nehmen zu bewältigen – als Einzelperson, als Vorgesetzte 

und Vorgesetzter und als Kollegin oder Kollege. Wir zählen auf den Einzelnen, den 

Zusammenhalt im Team und das Einfühlungsvermögen und die Weitsicht der Vorge-

setzten.“  
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Das Gewaltschutzprogramm wurde innerhalb des letzten Jahres in einer Arbeitsgruppe 

von Finanzministerium, BBB, Innenministerium und weiteren Experten erarbeitet. Vor 

allem drei wesentliche Neuerungen sind hervorzuheben: eine einheitliche und umfas-

sende Definition – und damit ein gemeinsames Verständnis – von Gewalt, drei Schu-

lungsmodule sowie deutliche Rechtsschutzerweiterungen im Bereich der Schmerzens-

geldklagen. Die Schulungsmodule sind dabei passgenau jeweils auf Vorgesetzte, Mit-

arbeiter und sogenannte „kollegiale Soforthelfer“, die unmittelbar erste emotionale Un-

terstützung bieten sollen, zugeschnitten.  
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